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B. Verordnungen, Verfügungen und 
Bekanntmachungen der  

Bezirksregierung 
 

308 Großhandelserlaubnis gemäß § 52 a 
AMG (Basiq Dental GmbH) 

 
Bezirksregierung 
24.05.30-03.14 (Basiq Dental) 
 

Düsseldorf, den 2. September 2014 
 

Die Großhandelserlaubnis gemäß § 52 a AMG vom 
14.07.2005 der Firma Basiq Dental GmbH für die 
Betriebsstätte Kehner Weg 144 in 47918 Tönisvorst 
wird wegen Verlust der Originalurkunde hiermit für 
ungültig erklärt. 
 

 
 
 
 

Abl. Bez. Ddf. 2014 S. 405 

 

 

309 Namensänderung einer Vermes-
sungsgenehmigung (ÖbVl Dipl.-Ing. 
Guido Vedder) 
 

Bezirksregierung 
31.03.02-2412-0302 
 

Düsseldorf, den 2. September 2014 
 

Die dem Öffentlich bestellten Vermessungsingeni-
eur 
 
 Dipl.-Ing. Guido Vedder 
 Am Sternbusch 13 
 46562 Voerde 
 
erteilte Vermessungsgenehmigung II für den Dipl.-
Ing. (FH) Simon Große Wentrup wird wegen Na-
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mensänderung am 28.08.2014 auf den Namen Si-
mon Duwe geändert. 
 
 
An die 
Kreise und 
kreisfreien Städte 
als Katasterbehörden 
des Regierungsbezirks 

 
 
 
 

Abl. Bez. Ddf. 2014 S. 405 
 

 

 

310 Erteilung einer Vermessungsgeneh-
migung (Dipl.-Ing. Ralf Adam) 
 

Bezirksregierung 
31.03.02-2416-0258 
 

Düsseldorf, den 27. August 2014 
 

Ich habe dem Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieur 
 
 Dipl.-Ing. Ralf Adam 
 Hermannstraße 6 
 42897 Remscheid 
 
die Genehmigung erteilt, den 
 
 Vermessungstechniker Oleg Mudragelja 
 
zur Mitwirkung bei Liegenschaftsvermessungen 
heranzuziehen (Vermessungsgenehmigung II). 
 
An die 
Kreise und 
kreisfreien Städte 
als Katasterbehörden 
 
des Regierungsbezirks 
 
 

 

Abl. Bez. Ddf. 2014 S. 406 
 

 

311 Antrag des Raphaël Frhr. von Loë auf 
Erteilung einer Änderungsgenehmi-
gung gemäß § 16 BImSchG 
 

Bezirksregierung 
52.03-9021438-0100-1113 
 

Düsseldorf, den 11. September 2014 

 

Herr Raphaël Frhr. von Loë hat mit Datum vom 
25.01.2013, zuletzt ergänzt am 17.02.2014, gem.              
§ 16 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz-BImSchG) die 
wesentliche Änderung der Biogasanlage am Stand-
ort Kevelaerer Straße 140 in 47652 Weeze bean-
tragt. Antragsgegenstand ist die Errichtung einer 
Separationshalle, eines Fahrsilos, eines Fermenters, 
eines Gärrestelagers sowie die Aufstellung eines 
Feststoffdosierers. 
 
Gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) stelle ich fest, dass für 
das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht besteht. Die standortbezogene Vorprüfung des 
Einzelfalles hat ergeben, dass erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen im Sinne des Gesetzes durch 
das beantragte Vorhaben nicht zu erwarten sind. 
 
Diese Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar. 
 
Im Auftrag 
Hesse 
 
 
 

Abl. Bez. Ddf. 2014 S. 406 
 

 

 

 

312 Genehmigung einer Öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung über die 
Übertragung der Aufgaben des Schul-
trägers für eine Förderschule Lernen 
/ Emotionale und soziale Entwicklung 
zwischen der Stadt Geldern und der 
Stadt Kevelaer  

 
Bezirksregierung 
48.02.12.02.11 
 

Düsseldorf, den 28. August 2014 
 
 

Genehmigungsverfügung 
 

Gemäß § 29 Abs. 4 Satz 2 Gesetz über die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit (GKG) in Verbindung mit 
§ 78 Abs. 8 SchulG NRW in den jeweils zur Zeit 
gültigen Fassungen genehmige ich die zwischen 
Ihnen und der Stadt Kevelaer geschlossene öffent-
lich-rechtliche Vereinbarung von 05.06.2014 in der 
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dieser Verfügung beigefügten Fassung rückwirkend 
zum 01.08.2014. 
 
 
Begründung: 
 
Mit o. g. Schreiben haben Sie über den Kreis Kleve 
die Genehmigung der öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung mit der Stadt Kevelaer über die Übertra-
gung der Aufgaben des Schulträgers für eine För-
derschule für Lernen sowie emotionale und soziale 
Entwicklung beantragt. Die vollständig unter-
schriebene öffentlich-rechtliche Vereinbarung vom 
05.06.2014 war diesem Schreiben beigefügt. 
 
Der Kreis Kleve hat diese Unterlagen mit Schreiben 
vom 25.06.2014, eingegangen vorab per E-Mail 
vom 26.06.2014, mit der Bitte um entsprechende 
Veranlassung an mich weitergeleitet. Die Nieder-
schriften der Ratssitzungen der Städte Geldern und 
Kevelaer nebst Beschlussvorlagen, die Stellung-
nahme der Schulkonferenz der Franziskusschule 
Geldern sowie die Stellungnahme des Schulamtes 
für den Kreis Kleve wurden nachgereicht. 
 
Mit der vorliegenden öffentlich-rechtlichen Verein-
barung über die Übertragung der Aufgaben des 
Schulträgers für eine Förderschule für Lernen, 
emotionale und soziale Entwicklung übernimmt die 
Stadt Geldern daher die gesetzlichen Aufgaben der 
Stadt Kevelaer eine Schule für Lernen, emotionale 
und soziale Entwicklung (Förderschule) zu errich-
ten und fortzuführen. Die Stadt Geldern als Schul-
träger wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
nach § 84 SchulG den Schuleinzugsbereich der 
Förderschule auf das Gebiet der Stadt Kevelaer zu 
erstrecken. Die Vereinbarung über die Übertragung 
der Aufgaben des Schulträgers für eine Förderschu-
le für Lernen, soziale und emotionale Entwicklung 
der Stadt Geldern mit den Gemeinden Issum, Ker-
ken, Straelen und Wachtendonk vom 05.05.2011 
mit der Ergänzung durch den Beitritt der Gemeinde 
Rheurdt vom 04.07.2012 ist Bestandteil der v. g. 
Vereinbarung. Die Stadt Kevelaer hat von beiden 
Vereinbarungen eine Ausfertigung erhalten. 
 
Gemäß § 4 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
tritt diese mit Beginn des Schuljahres 2014/2015 
zum 01.08.2014 in Kraft. Sie wird grundsätzlich für 
das Schuljahr 2014/2015 abgeschlossen. Sollte das 
"Rahmenkonzept zur Zukunft der Förderschulen im 
Kreis Kleve" nicht wie geplant zum 01.08.2015 
umgesetzt werden können, verlängert sich die v. g. 
Vereinbarung automatisch. 
 
Gemäß § 24 Abs. 2 des Gesetzes zur kommunalen 
Gemeinschaftsarbeit (GKG) ist die Vereinbarung 
durch die Aufsichtsbehörde zu genehmigen. Gemäß 
§ 78 Abs. 8 Schulgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (SchulG NRW) nimmt die Befugnisse 
der Aufsichtsbehörde die Schulaufsichtsbehörde im 

Einvernehmen mit der Kommunalaufsichtsbehörde 
wahr. 
 
Seitens des Kreises Kleve als Kommunalaufsicht 
für die Städte Geldern und Kevelaer bestehen gegen 
den Abschluss der v. g. öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung keine Bedenken. Der Kreis Kleve hat per 
Stellungnahme vom 18.06.2014 sein Einvernehmen 
gemäß § 78 Abs. 8 SchulG erklärt. 
 
Ich habe daher im Einvernehmen mit der Kommu-
nalaufsicht für den Kreis Kleve die zwischen Ihnen 
sowie der Stadt Kevelaer geschlossene öffentlich-
rechtliche Vereinbarung vom 04.02.2014 über die 
Übertragung der Aufgaben des Schulträgers für 
eine Förderschule für Lernen sowie emotionale und 
soziale Entwicklung gemäß § 24 Abs. 2 Satz 2 
GKG in Verbindung mit § 78 Abs. 8 SchulG NRW 
rückwirkend zum 01.08.2014 genehmigt.  
 
Die Veröffentlichung der Vereinbarung im Amts-
blatt für den Regierungsbezirk Düsseldorf habe ich 
veranlasst. 
 
Sobald feststeht, in welcher Ausgabe des Amts-
blatts für den Regierungsbezirk Düsseldorf die 
Vereinbarung bekannt gemacht wird, werde ich Sie 
hierüber informieren, damit Sie Ihrerseits in der für 
Ihre Bekanntmachung vorgeschriebenen Form auf 
die Veröffentlichung hinweisen können (§ 24 Abs. 
3 GKG). 
 
Die Stadt Kevelaer, das Schulamt für den Kreis 
Kleve und der Kreis Kleve als Kommunalaufsicht 
erhalten eine Durchschrift dieser Verfügung. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines 
Monats nach der Bekanntgabe Klage erheben. Die 
Klage ist gegen das Land Nordrhein-Westfalen, 
vertreten durch die Bezirksregierung Düsseldorf, zu 
richten und bei dem 
 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Hausanschrift: Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, 
Postanschrift: Postfach 20 08 60, 40105 Düsseldorf, 
 
schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr 
zwei Abschriften beigefügt werden. 
 
Die Klage kann vor den Verwaltungsgerichten auch 
in elektronischer Form nach Maßgabe der Verord-
nung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten 
im Lande Nordrhein-Westfalen (Elektronische 
Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs- und Fi-
nanzgerichte - ERWO VG/FG) in der z.Z. gültigen 
Fassung (SMBI NRW 320) eingereicht werden. 
Das elektronische Dokument muss mit einer quali-
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fizierten elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 
3 des Signaturgesetzes vom 16.05.2001 (BGBI. 1, 
Seite 876) in der jeweils geltenden Fassung verse-
hen sein und an die elektronische Poststelle des 
Gerichts übermittelt werden. 
 
Die Frist wird nur gewahrt, wenn die Klage vor 
Ablauf der Frist bei dem Verwaltungsgericht einge-
gangen ist. Falls die Frist durch das Verschulden 
eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden 
sollte, würde dessen Verschulden Ihnen zugerech-
net werden. 
 
Hinweise: 
 
Die rechtswirksame Einreichung von Verfahrensan-
trägen und sonstigen Schriftsätzen in Rechtssachen 
als Dateien über das elektronische Gerichts- und 
Verwaltungspostfach (http://www.justiz.nrw.de) 
gilt seit dem 01.01.2013 für alle Verwaltungsge-
richte im Lande Nordrhein-Westfalen. 
 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind 
besondere technische Rahmenbedingungen zu be-
achten. Die besonderen technischen Voraussetzun-
gen sind unter www.egvp.de aufgeführt. 
 
Eine elektronische Übermittlung per E-Mail ist 
nach wie vor nicht möglich. Sofern eine Übersen-
dung über das elektronische Gerichts- und Verwal-
tungspostfach (EGVP) nicht gewünscht wird, be-
nutzen Sie deshalb in Ihrem eigenen Interesse die 
ansonsten üblichen Übermittlungswege. 
 
Zur Vermeidung unnötiger Kosten rege ich an, sich 
vor der Erhebung einer Klage zunächst mit mir in 
Verbindung zu setzen, da in vielen Fällen etwaige 
Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage 
rechtssicher behoben werden können. Beachten Sie 
bitte, dass sich die Klagefrist durch einen solchen 
außergerichtlichen Einigungsversuch jedoch nicht 
verlängert. 
 
Im Auftrag 
(von Contzen) 
 
 
 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die 
Übertragung der Aufgaben des Schulträgers für 
eine Förderschule Lernen / Emotionale und 
soziale Entwicklung zwischen der Stadt Geldern 
und der Stadt Kevelaer 
 
Die Stadt Geldern und die Stadt Kevelaer haben am 
05.06.2014 eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
über die Übertragung der Aufgaben des Schulträ-
gers für eine Förderschule Lernen / Emotionale und 
soziale Entwicklung abgeschlossen. Mit Schreiben 
vom 02.06.2014, hier eingegangen über den Kreis 
Kleve am 26.06.2014, wurde die Genehmigung 
dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung bean-

tragt. Die vollständig unterschriebene öffentlich-
rechtliche Vereinbarung war diesem Schreiben als 
Anlage beigefügt. 
 
Gemäß § 24 Abs. 2 des Gesetzes zur kommunalen 
Gemeinschaftsarbeit (GKG) ist die Vereinbarung 
durch die Aufsichtsbehörde zu genehmigen.  
 
Gemäß § 78 Abs. 8 Schulgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen (SchulG NRW) nimmt die Befug-
nisse der Aufsichtsbehörde die Schulaufsichtsbe-
hörde im Einvernehmen mit der Kommunalauf-
sichtsbehörde wahr. 
 
Seitens des Kreises Kleve als Kommunalaufsicht 
für die Städte Geldern und Kevelaer bestehen gegen 
den Abschluss der v. g. öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung keine Bedenken. 
 
Gemäß § 29 Abs. 4 Satz 2 GKG in Verbindung mit 
§ 78 Abs. 8 SchulG NRW  genehmige ich hiermit 
die zwischen der Stadt Geldern und der Stadt 
Kevelaer geschlossene öffentlich-rechtliche Ver-
einbarung vom 05.06.2014. 
 
Im Auftrag 
(Wenzel) 
 
 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die 
Übertragung der  Aufgaben des Schulträgers für 
eine Förderschule für Lernen, soziale und emo-
tionale Entwicklung 
 
Zwischen der Stadt Geldern und der Stadt Kevelaer 
bei notwendiger Zustimmung der Gemeinden 
Issum, Kerken, Rheurdt, Wachtendonk und der 
Stadt Straelen wird gemäß §§ 1 und 23 bis 25 des 
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
in der Fassung der Bekanntmachung der Neufas-
sung vom 01.10.1979, zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 23.10.2012 (GV NRW S. 474) in Verbin-
dung mit § 78 Abs. 8 Schulgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 15.02.2005, zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 13.11.2012 (GV NRW            
S. 514), sowie der Beschlüsse der Räte der 
 
• Stadt Geldern vom 10.04.2014 
• Stadt Kevelaer vom 27.03.2014 
 
folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung ge-
schlossen: 
 

§ 1 
 
Die Stadt Geldern übernimmt die gesetzlichen Auf-
gaben der Stadt Kevelaer eine Schule für Lernen, 
emotionale und soziale Entwicklung (Förderschule) 
zu errichten und fortzuführen. 
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§2 
 
Die Stadt Geldern als Schulträger wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung nach § 84 des Schulgeset-
zes den Schuleinzugsbereich der Förderschule auf 
das Gebiet der Stadt Kevelaer zu erstrecken. 
 
 

§3 
 
Die Vereinbarung über die Übertragung der Aufga-
ben des Schulträgers für eine Förderschule für Ler-
nen, soziale und emotionale Entwicklung der Stadt 
Geldern mit den Gemeinden Issum, Kerken, Strae-
len und Wachtendonk vom 05.05.2011 mit der 
Ergänzung durch den Beitritt der Gemeinde 
Rheurdt vom 04.07.2012 ist Bestandteil dieser 
Vereinbarung; die Stadt Kevelaer hat von beiden 
Vereinbarungen eine Ausfertigung erhalten. 
 

§ 4 
 

(1) Diese Vereinbarung tritt gemäß § 24 des 
Gesetzes über die Kommunale Gemein-
schaftsarbeit mit Beginn des Schuljahres 
2014/2015 zum 01.08.2014 in Kraft. 

 
(2) Diese Vereinbarung wird grundsätzlich für 

das Schuljahr 2014/2015 abgeschlossen; 
sollte das „Rahmenkonzept zur Zukunft 
der Förderschulen im Kreis Kleve" nicht 
wie geplant zum 01.08.2015 umgesetzt 
werden können, verlängert sich diese Ver-
einbarung automatisch. Jeder Beteiligte 
kann die Vereinbarung mit einer Frist von 
einem Jahr zum Schluss eines Schuljahres 
schriftlich kündigen. 

 
 
 
Für die Stadt Geldern 
Geldern, den 02.06.2014 
 
Ulrich Janssen 
Helmut Holla 
 
 
Für die Stadt Kevelaer 
Kevelaer, den 05.06.2014 
 
Dr. Axel Stibi 
Marc Bucholz 
 
 
 
 
 
 

 
Abl. Bez. Ddf. 2014 S. 406 

 

313 Errichtung der katholischen Kirchen-
gemeinde St. Antonius in Kevelaer 
 

Bezirksregierung 
48.03.11.02 
 

Düsseldorf, den 28. August 2014 
 
 
 

 
 
 

FELIX GENN 
 

Divina Miseratione et Sanctae Apostolicae           
Sedis Gratia 

Episcopus Monasteriensis 
 

 

Urkunde 
über die Errichtung der Katholischen Kirchen-

gemeinde St. Antonius in Kevelaer 
 
1. Mit Wirkung vom 7. September 2014 lege ich 
die katholischen Kirchengemeinden in Kevelaer St. 
Antonius, St. Antonius (Kervenheim), St. Quirinus 
(Twisteden), St. Petrus (Wetten) und St. Urbanus 
(Winnekendonk) zu einer neuen Kirchengemeinde 
unter dem Namen 

 

Katholische Kirchengemeinde St. Antonius 
 
in Kevelaer zusammen. Sitz der Kirchengemeinde 
ist Kevelaer. Der Priesterrat wurde gem. can. 515        
§ 2 des CIC dazu angehört. 
 
II. Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der 
Kirchengemeinden hören die Kirchengemeinden St. 
Antonius, St. Antonius (Kervenheim), St. Quirinus 
(Twisteden), St. Petrus (Wetten) und St. Urbanus 
(Winnekendonk) zu existieren auf. Das Gebiet der 
neuen Kirchengemeinde wird aus dem der zusam-
mengelegten Kirchengemeinden gebildet, ebenso 
wie deren Mitglieder die Mitglieder der neuen Kir-
chengemeinde St. Antonius sind. 
 
III. Die Kirchen St. Antonius, St. Antonius (Ker-
venheim), St. Quirinus (Twisteden), St. Petrus 
(Wetten) und St. Urbanus (Winnekendonk) behal-
ten ihre bisherigen Patrozinien. Pfarrkirche der 
neuen Kirchengemeinde wird die Kirche St. Anto-
nius in Kevelaer. Die Kirchen St. Antonius (Ker-
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venheim), St. Quirinus (Twisteden), St. Petrus 
(Wetten) und St. Urbanus (Winnekendonk) werden 
Filialkirchen.  
 
IV. Zur Verwaltung und Vertretung des Vermögens 
in der Kirchengemeinde St. Antonius wird durch 
besondere bischöfliche Urkunde ein Verwaltungs-
ausschuss bestellt, der bis zur Konstituierung des 
neu gewählten Kirchenvorstandes im Amt bleibt. 
Für ihn gelten die Vorschriften des Gesetzes über 
die Verwaltung des katholischen Kirchenvermö-
gens vom 24. Juli 1924.  
 
V. Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der 
Kirchengemeinden geht deren Vermögen, nämlich 
der Grundbesitz, das bewegliche Vermögen sowie 
alle Forderungen und Verbindlichkeiten auf die 
Katholische Kirchengemeinde St. Antonius über. 
Die Eigentümerbezeichnungen der auf die Namen 
der bisherigen Katholischen Kirchengemeinden 
lautenden Grundbücher werden berichtigt in Katho-
lische Kirchengemeinde St. Antonius. Kirchliche 
Institutionen mit eigener Rechtspersönlichkeit (sog. 
Fonds) bleiben bestehen. 
 
Den bisherigen Fondsbezeichnungen werden als 
Unterscheidungszusatz das Patrozinium der bishe-
rigen verwaltenden Kirchengemeinde hinzugefügt. 
 
Im Einzelnen: 
 
1. Die Eigentümerbezeichnungen der bisher auf den 
Namen der Katholischen Kirchengemeinde St. 
Antonius Kevelaer, Katholische Kirchengemeinde 
St. Antonius Kevelaer, Katholische Kirchenge-
meinde - St. Antonius - in Kevelaer, Kath. Kir-
chengemeinde St. Antonius, Katholische Kirchen-
gemeinde St. Antonius, Kevelaer, Katholische Kir-
chengemeinde zu Wetten, Katholische Kirche St. 
Urbanus, Winnekendonk und Katholische Kirchen-
gemeinde in Winnekendonk lautenden Grundbü-
cher werden berichtigt in Katholische Kirchenge-
meinde St. Antonius.  
 
2. Die bisher in der Katholischen Kirchengemeinde 
St. Antonius (Kervenheim) verwalteten Fonds er-
halten folgende Bezeichnung: 
 
a) „Katholische Kirchengemeinde St. Antonius 
Kervenheim (Pfarrfonds)" bzw. „Katholische Kir-
chengemeinde St. Antonius Kervenheim ( Pfarr-
fonds )" sind künftig Pfarrfonds St. Antonius. 
 
b) „Katholische Kirchengemeinde St. Antonius 
Kervenheim (Kaplaneifonds)" ist künftig Ka-
planeifonds St. Antonius. 
 
c) „Katholische Kirchengemeinde St. Antonius 
Kervenheim -Kirchenfonds-" bzw. „Katholische 
Kirchengemeinde St. Antonius Kervenheim (Kir-
chenfonds)" bzw. „Katholische Kirchengemeinde 

St. Antonius Kervenheim - Kirchenfonds - " sind 
künftig Kirchenfonds St. Antonius. 
 
3. Die bisher in der Katholischen Kirchengemeinde 
St. Quirinus (Twisteden) verwalteten Fonds erhal-
ten folgende Bezeichnung: 
 
a) „Katholische Kirchengemeinde Twisteden 
(Pfarrfonds)" bzw. „Katholische Kirchengemeinde 
St Quirinus Twisteden - Pfarrfonds - in Twisteden" 
sind künftig Pfarrfonds St. Quirinus. 
 
b) „Katholische Kirchengemeinde Twisteden (Ka-
planeifonds)" ist künftig Kaplaneifonds 
St. Quirihus. 
 
c) „Katholische Kirchengemeinde Twisteden (Küs-
tereifonds)" ist künftig Küstereifonds St. Quirinus. 
 
d) „Katholische Kirchengemeinde Twisteden (Ar-
menfonds)" ist künftig Armenfonds St. Quirinus. 
 
e) „Katholische Kirchenfabrik, zu Twisteden" bzw. 
„Katholische Kirchengemeinde Twisteden (Kir-
chenfonds) „St. Quirinus" bzw. „Katholische Kir-
chengemeinde Twisteden - Kirchenfonds -" sind 
künftig Kirchenfonds St. Quirinus. 
 
4. Die bisher in der Katholischen Kirchengemeinde 
St. Petrus Wetten verwalteten Fonds erhalten fol-
gende Bezeichnung: 
 
a) „Katholische Kirchengemeinde Sankt Petrus 
Kevelaer-Wetten - Pfarrfonds - " ist künftig Pfarr-
fonds St. Petrus. 
 
b) „Katholische Kirchengemeinde Sankt Petrus-
Kevelaer - Wetten - Kaplaneifonds - " ist künftig 
Kaplaneifonds St. Petrus. 
 
c) „Katholische Kirchengemeinde Sankt Petrus 
Kevelaer-Wetten - Kirchenfonds – " ist künftig 
Kirchenfonds St. Petrus. 
 
5. Die bisher in der Katholischen Kirchengemeinde 
St. Urbanus (Winnekendonk) verwalteten Fonds 
erhalten folgende Bezeichnung:  
 
a) „Katholische Kirche in Winnekendonk (Pasto-
rat)" ist künftig Pfarrfonds St. Urbanus. 
 
b) „Katholische Kirche in Winnekendonk (Ka-
planei)" bzw. „Katholische Kirchengemeinde St. 
Urbanus in Winnekendonk (Kaplanei)" sind künftig 
Kaplaneifonds St. Urbanus. 
 
c) „Katholische Kirche in Winnekendonk (Kirch- 
meisterei)" wird künftig bezeichnet als Kirchen- 
fonds St. Urbanus. 
 
Die unter Ziff. 2 a) bis c), Ziff. 3 a) bis e), Ziff. 4 a) 
bis c) und Ziff. 5 a) bis c) genannten Fonds sind 
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kirchliche Institutionen mit eigener Rechtspersön-
lichkeit. Sie werden in der Katholischen Kirchen-
gemeinde St. Antonius vom Kirchenvorstand - bis 
zu dessen Wahl vom Verwaltungsausschuss - ver-
waltet. 
 
Die Grundbücher sind entsprechend zu berichtigen. 
 
AZ.:110-KKG-30307/2013 
7. Ausfertigung 
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C. Rechtsvorschriften  
und Bekanntmachungen anderer 

 Behörden und Dienststellen 
 
 
 
 
314 Veröffentlichung des Haushaltsplanes 

2014 des Kommunalen Rechenzent-
rums Niederrhein (KRZN)   

 
 

 

Haushaltsplan und Bekanntmachung 
des Haushaltsplans des 

Kommunalen Rechenzentrums Niederrhein 
für das Jahr 2014 

 
1. Haushaltsplan 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen hat die Verbands-
versammlung gem. § 6 Abs. 1 der Zweckverbands-
satzung am 08.11.2013 folgende Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2014 beschlossen: 
 

§ 1 Haushaltsplan 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der 
die für die Erfüllung der Aufgaben des KRZN vo-
raussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden 
Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen 
und zu leistenden Auszahlungen enthält, wird 
 
 

Im Ergebnisplan mit  
Gesamtbetrag der Erträge auf 59.471.000 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 59.471.000 € 
  
Im Finanzplan mit  
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

 
59.471.000 € 

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufen-
der Verwaltungstätigkeit 

 
54.108.000 € 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der Finanzierungstä-
tigkeit 

 
 

5.070.000 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der Finanzierungstä-
tigkeit 

 
 

10.433.000 € 
 
festgesetzt. 
 

 

§ 2 Investitionskredite 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für 
Investitionen erforderlich ist, wird auf 3.713.000 
Euro festgesetzt. 
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§ 3 Verpflichtungsermächtigungen 

 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veran-
schlagt. 
 

§ 4 Ausgleichsrücklage 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum 
Ausgleich des Ergebnisplans wird auf 0 Euro fest-
gesetzt. 
 
 

§ 5 Liquiditätskredite 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssi-
cherung in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf 3.000.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 6 Umlagen 
 
Umlagen gemäß § 13 (5) der Satzung werden nicht 
veranschlagt. 
 
 

§ 7 Bildung von Budgets i. S. d. § 21 GemHVO 
 
Alle Aufwendungen sowie alle Erträge werden 
jeweils gem. § 21 Abs. 1 GemHVO zu einem 
Budget verbunden. In den Budgets ist die Summe 
der Erträge und die Summe der Aufwendungen für 
die Haushaltsführung verbindlich. Gleiches gilt für 
Auszahlungen und Einzahlungen aus Investitionen. 
Mehrerträge erhöhen die Ermächtigungen für Auf-
wendungen und Mindererträge vermindern die 
Ermächtigungen für Aufwendungen. Das Gleiche 
gilt für Mehr- und Mindereinzahlungen für Investi-
tionen. Die Mehraufwendungen oder Mehrauszah-
lungen gelten nicht als überplanmäßige Aufwen-
dungen oder Auszahlungen i. S. d. § 83 GO NRW. 
Die Bewirtschaftung der Budgets darf nicht zu 
einer Minderung des Saldos aus laufender Verwal-
tungstätigkeit nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 GemHVO 
führen. 
 
 

§ 8 Festlegung der Wertgrenze i. S. d. § 83            
Abs. 2 GO NRW 

 
Erhebliche über- oder außerplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen im Sinne des § 83 Abs. 
2 GO NRW, die der vorherigen Zustimmung der 
Verbandsversammlung bedürfen, liegen vor, wenn 
sie im Einzelfall 1 v. H. der Gesamtaufwendungen 
des Ergebnisplans des laufenden Haushaltsjahres 
(ohne Nachträge) überschreiten. 
 
 
 
 
 

§ 9 Nachtragssatzung gem. § 81 GO NRW 
 
Ein erheblicher Jahresfehlbetrag im Sinne des § 81 
Abs. 2 Ziffer 1 GO NRW liegt vor, wenn dieser den 
Betrag von 1 Mio € übersteigt. Bisher nicht veran-
schlagte oder zusätzliche Aufwendungen oder Aus-
zahlungen gelten gem. § 81 Abs. 2 Ziffer 2 GO 
NRW als erheblich, wenn der Betrag 5 v. H. der 
Gesamtaufwendungen des Ergebnisplans des lau-
fenden Haushaltsjahres (ohne Nachträge) über-
steigt. 
 
 
2. Bekanntmachung des Haushaltsplanes 
 
Der vorstehende Haushaltsplan für das Haushalts-
jahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Haushaltsplan ist gem. § 18 (1) des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit in Verbin-
dung mit § 80 Abs. 5 GO NW der Bezirksregierung 
in Düsseldorf mit Schreiben vom 09.12.2013 ange-
zeigt worden. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzei-
ge fehlt, 
 
b) dieser Haushaltsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht, 
 
c) der Vorsitzende der Verbandsversammlung hat 
den Beschluss der Verbandsversammlung vorher 
beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
dem Zweckverband vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Kamp-Lintfort, den 18. August 2014 
 
Verbandsvorsteher 
gez. Dr. Coenen 
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315 Bekanntmachung der Sitzung und 
Tagesordnung der Verbandsver-
sammlung Kommunales Rechenzent-
rum Niederrhein 
 

 

Die nächste Sitzung der Verbandsversammlung 
findet am 23.09.2014 um 17:00 Uhr im Kommuna-
len Rechenzentrum Niederrhein – Konferenzraum 
Niederrhein -, Friedrich-Heinrich-Allee 130, 47475 
Kamp-Lintfort statt. 
 
Öffentliche Sitzung 
 
 

1. Feststellung des/der Altersvorsitzenden 
und Übernahme der Sitzungsleitung durch 
den/die Altersvorsitzende(n) 

 
2. Feststellung der Beschlussfähigkeit und 

der ordnungsgemäßen Einladung 
 

3. Bestellung eines Schriftführers/einer 
Schriftführerin und der Stellvertreter/innen 

 
4. Bestimmung eines Mitgliedes zur Mitun-

terzeichnung der Niederschrift 
 

5. Wahl des/der Vorsitzenden der Verbands-
versammlung und des Vertreters/der Ver-
treterin 

 
6. Einführung und Verpflichtung des/der 

Vorsitzenden 
 

7. Einführung und Verpflichtung des/der 
stellvertretenden Vorsitzenden und der üb-
rigen Mitglieder 

 
8. Übergabe BSI-Zertifikat 

 
9. Anregungen zur Tagesordnung 

 
10. Genehmigung der Niederschrift der Sit-

zung vom 13.05.2014 
 

11. Bericht über die Behandlung von Be-
schlüssen, Anregungen und Empfehlungen 
aus der letzten öffentlichen Sitzung 

 
12. Änderung der Geschäftsordnung der Ver-

bandsversammlung des KRZN 
 

13. Wahl des Rechnungsprüfungsausschusses 
und Vorsitz Rechnungsprüfungsausschuss 

 
14. Wahl eines Mitglieds und einer Stellvertre-

tung für die Gesellschafterversammlung 
der KRZN GmbH 
 

Nichtöffentliche Sitzung 
 

15. Bericht über die Behandlung von Be-
schlüssen, Anregungen und Empfehlungen 
aus der letzten nichtöffentlichen Sitzung 

 
16. Mitteilungen und Anfragen 

 
 
Kamp-Lintfort, 21. August 2014  
 
Kommunales Rechenzentrum Niederrhein 
 
gez. Papen  
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
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316 Bildung der 13. Verbandsversamm-

lung des Regionalverbandes Ruhr 
 
 
Bekanntmachung des Regionalverbandes Ruhr vom 
25.08.2014  
 
Der Verbandsausschuss hat in seiner Sitzung am 
25.08.2014 förmlich festgestellt, dass aufgrund                 
§ 10 Gesetz über den Regionalverband Ruhr (RVR-
G) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. 
Juni 2008 (GV.NRW. S. 514) von den Vertretungen 
der Mitgliedskörperschaften des Regional-
verbandes Ruhr nachfolgend aufgeführte Personen 
zu Mitgliedern der 13. Verbandsversammlung ge-
wählt wurden bzw. geboren sind: 
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